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Der letzte
Stolperstein

Uneins über Vertrags-Referendum

fon. Bern U Die parteipolitische Ausein-
andersetzung rund um das Amtshilfe-
abkommen mit den USA wird bis zum
Letzten ausgereizt. Die beiden Kam-
mern des Parlaments sind sich nach wie
vor uneins, ob der Vertrag dem fakulta-
tiven Referendum unterstellt werden
soll oder nicht.

Einigungskonferenz
Am Donnerstagmorgen muss eine ge-
meinsame Einigungskonferenz von Na-
tional- und Ständerat die Sache prüfen
und einen entsprechenden Antrag stel-
len. Am selben Tag werden dann Stän-
derat und Nationalrat den Antrag der
Einigungskonferenz für oder gegen das
Referendum behandeln. Wird die Refe-
rendumsklausel nicht beschlossen, wäre
das UBS-Abkommen unter Dach, im
anderen Fall müsste der Vertrag am
Freitag noch in die Schlussabstimmung.

In welchem Sinn sich die Einigungs-
konferenz aussprechen wird, ist ange-
sichts der Kräfteverhältnisse unsicher;
beide Lager – die Referendumsgegner
CVP und FDP wie die Befürworter
SVP, SP und Grüne – halten je 13 Sitze.
Am meisten «Beweglichkeit» in dieser
Sache wird von der SVP erwartet: Sie
hat signalisiert, dass sie den Staatsver-
trag nicht an der Referendumsfrage
scheitern lassen will.

Einhelliger Ständerat
In der Debatte am Mittwoch waren
keine neuen Argumente zu hören. Der
Ständerat hielt stillschweigend an sei-
nem Beschluss fest, den Vertrag nicht
dem Referendum zu unterstellen. Ein
anderer Antrag lag nicht vor – wie der
Neuenburger SP-Ständerat Didier Ber-
berat ausführte, habe man aufgrund der
klaren Front in der kleinen Kammer
darauf verzichtet.

Der Nationalrat seinerseits bekräf-
tigte mit 94 zu 77 Stimmen bei 14 Ent-
haltungen seinen gegenteiligen frühe-
ren Entscheid. Justizministerin Eveline
Widmer-Schlumpf hatte an den Rat
appelliert, den Ball nun nicht einfach
dem Volk zuzuspielen, sondern selber
die Verantwortung in dieser Sache zu
übernehmen.

Velovignette wird
ersatzlos abgeschafft

Ständerat heisst Vorlage gut

wab. Bern U Nach der metallenen Velo-
nummer soll nun auch noch die obliga-
torische Vignette für eine spezielle
Haftpflichtversicherung abgeschafft
werden. Der Ständerat hat am Mitt-
woch eine Gesetzesänderung, die auf
eine parlamentarische Initiative von
Philipp Stähelin (Thurgau, cvp.) zurück-
geht, mit 25 zu 6 Stimmen gutgeheissen.

Die Abschaffung der Velovignette
dient der administrativen Vereinfa-
chung, und sie beseitigt die Doppel-
deckung, die dadurch entsteht, dass 90
Prozent der Bevölkerung bereits über
eine allgemeine Privathaftpflichtversi-
cherung verfügen. Bei den restlichen 10
Prozent sollen die Opfer von Schäden,
welche Velofahrer verursachen, aus
dem nationalen Garantiefonds entschä-
digt werden, der bereits jetzt bei Velo-
fahrern aus dem Ausland und anderen
Personen, die keine Vignette haben, so-
wie bei nicht ermittelbaren Verursa-
chern einspringt. Die Vorlage geht nun
an den Nationalrat; wann sie in Kraft
tritt, ist daher noch offen.

Mehr Geld für Agglomerationen
850 Millionen für Verkehrsprojekte – Bedenken wegen Kompensationspflicht

Der Ständerat will zugunsten
dringlicher Strassen- und Bahn-
projekte 850 Millionen Franken
in den Infrastrukturfonds ein-
schiessen. Wie die Mittel im
Bundeshaushalt kompensiert
werden, bleibt offen.

Beat Waber, Bern

Die kleine Kammer hat zwei Tranchen
von Verkehrsprojekten und die dafür
nötigen Kredite einstimmig und ohne
Abweichung vom Antrag des Bundes-
rats genehmigt. Für die Beseitigung von
Engpässen im Nationalstrassennetz so-
wie für Verkehrsprojekte in Agglomera-
tionen gab er je gut 1,5 Milliarden Fran-
ken frei. Der Rat folgte Kommissions-
präsident Christoffel Brändli (Grau-
bünden, svp.), der mahnte, jede Ände-
rung würde die Vorlagen aus dem
Gleichgewicht bringen. Basler und Zür-

cher Vertreter zogen Anträge für Auf-
stockungen wieder zurück.

Weil die Projektlisten lang sind und
von den Kantonen ständig noch verlän-
gert werden, wollte der Ständerat aber
dennoch ein Zeichen setzen. Die Ver-
kehrskommission hatte eine Vorlage
vorbereitet, wonach der Infrastruktur-
fonds, aus dem Autobahn- und Agglo-
merationsprojekte bezahlt werden, mit
weiteren 850 Millionen Franken ge-
speist werden soll. Dies soll Liquiditäts-
engpässe verhindern. Das Geld stammt
zwar aus zweckgebundenen Einnahmen
(Mineralölsteuer, Autobahnvignette);
theoretisch verfügt der Bund daraus
über Reserven. Aber eben nur theore-
tisch – praktisch sind die Mittel längst
ausgegeben und müssen neu beschafft
werden. Das war schon bei der Grün-
dung des Infrastrukturfonds so, der
2008 mit einer ersten Einlage von 2,6
Milliarden geäufnet worden war. Seit-
her ist indes die Schuldenbremse erwei-
tert worden, so dass nun auch Sonder-

ausgaben erfasst werden; sie sind innert
sechs Jahren durch Einsparungen im
ordentlichen Budget zu kompensieren.

Dies sorgte bei Ständeräten der FDP
und der CVP, welche die komplizierten
buchhalterischen Verstrickungen
durchschauten, zu Recht für Stirnrun-
zeln. Der Bundesrat arbeite bereits an
einem Sparprogramm von jährlich 1,5
Milliarden Franken; dieses müsste nun
noch aufgestockt werden, erklärten sie.
Mit 23 zu 13 Stimmen obsiegte jedoch
der Kommissionsantrag für 850 Millio-
nen gegenüber einem bescheideneren
Vorschlag für 570 Millionen.

Verkehrsminister Moritz Leuenber-
ger unterstützte ebenfalls den höheren
Betrag. Und er sagte auch gleich, was er
von finanzpolitischer Disziplin hält: Er
würde «raten, diese Sparbarrieren ein-
mal aufzutun». Doch das könne man
dann «zwischen 2013 und 2014 machen»
– also wenn Leuenberger selber nicht
mehr im Amt ist und nach Kompensa-
tionen suchen muss.

Aufsichtsabgabe für Luftverkehr vom Tisch
Der Ständerat folgt bei der Revision des Luftfahrtgesetzes fast durchwegs dem Nationalrat

Die vom Bundesrat beantragte
Aufsichtsgebühr zur Stellen-
finanzierung im Bazl ist vom
Tisch. Wie schon der National-
rat wollte davon auch der
Ständerat nichts wissen.

met. U Mit 124 gegen 62 Stimmen hatte
es der Nationalrat im März bei der ers-
ten Etappe der Luftfahrtgesetzrevision
abgelehnt, die letzten 24 von insgesamt
104 neuen Stellen für die Sicherheits-
aufsicht im Bundesamt für Zivilluftfahrt
(Bazl) über eine Aufsichtsabgabe zu
finanzieren. Die Stellenaufstockung
war im Nachgang zur Serie von schwe-
ren Luftfahrtunfällen (Halifax, Bassers-
dorf, Nassenwil, Überlingen) beschlos-
sen worden. Die Abgabe in der Höhe
von rund 21 Millionen Franken, so hat-
ten die Bürgerlichen in der grossen

Kammer kritisiert, sei nichts anderes als
eine neue Steuer. Am Mittwoch ist der
Ständerat dem Erstrat nun oppositions-
los gefolgt. Bundesrat Moritz Leuen-
berger verzichtete angesichts des klaren
Ergebnisses im Nationalrat darauf, die
Aufsichtsabgabe zu verteidigen. Es gel-
te «Safety first» – Hauptsache sei, dass
die von niemandem bestrittenen Stellen
im Bazl geschaffen würden. In anderen
Ländern freilich werde die «Flugsiche-
rung» bis zu 100 Prozent durch solche
Abgaben bezahlt. Der Verkehrsminis-
ter meinte mit diesem Ceterum censeo
wohl nicht die Flugsicherung (in der
Schweiz durch Skyguide) – diese bezah-
len im Wesentlichen die Airlines und
damit die Passagiere –, sondern die be-
hördliche Sicherheitsaufsicht im Luft-
verkehr.

Der Ständerat folgte dem Erstrat
auch in fast allen weiteren wichtigen
Fragen. So können die Flughafengebüh-

ren für die Fluggesellschaften im Sinn
einer gleichmässigeren Auslastung der
Flughäfen nach dem Verkehrsaufkom-
men gestaffelt werden. Und mit dem
Ziel einer fairen Gewichtung der Ein-
nahmen aus dem Flugbetrieb und aus
nichtaviatischen Tätigkeiten (etwa Lä-
den, Restaurants, Parkhäuser) werden
die Flughäfen verpflichtet, einen Aus-
gleich zugunsten der Infrastruktur vor-
zunehmen. Der Skyguide kommt zu-
gute, dass der Bund befristet den Auf-
wand für von ihr im benachbarten Aus-
land erbrachte, aber nicht abgegoltene
Flugsicherungsleistungen übernehmen
kann. Es verbleiben einige technische
und redaktionelle Differenzen. In der
Gesamtabstimmung hiess der Rat die
Luftfahrtgesetzrevision einstimmig gut.
Für die Schlussabstimmung bereinigt
wurde auch der Bundesbeschluss über
die weitere Beteiligung der Schweiz an
der EU-Flugsicherheitsagentur EASA.

EU will Anpassung
der Freizügigkeit

win. Brüssel U Die EU hat der Schweiz
angetragen, das Personenfreizügigkeits-
abkommen an die Weiterentwicklung
des Acquis communautaire anzupassen.
Dies berichtete der Vizedirektor des
Bundesamts für Migration, Mario Gat-
tiker, im Anschluss an das Treffen des
zuständigen Gemischten Ausschusses.
Den Hintergrund bildet der Umstand,
dass das Personenfreizügigkeitsabkom-
men den Rechtsbestand der EU von
1999 spiegelt. 2004 verabschiedete die
EU aber die Unionsbürgerrichtlinie,
welche das Aufenthaltsrecht von EU–
Bürgern in allen Mitgliedstaaten nicht
mehr so strikt wie zuvor an die Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit bindet.

Gattiker erklärte, es habe sich keine
materielle Diskussion über diese Frage
ergeben. Dazu habe die Schweizer De-
legation auch gar kein Mandat. Sie habe
der EU-Vertretung aber klargemacht,
dass ihr Anliegen komplexe Fragen auf-
werfe, die nicht leichthin beantwortet
werden könnten. In der Tat haben auch
einige EU-Mitgliedstaaten ihre liebe
Mühe mit jenen Neuerungen, welche
die Richtlinie aus dem Jahr 2004 brach-
te. Es geht im Wesentlichen um den Zu-
gang von Nichterwerbstätigen zu den
Sozialwerken. Am häufigsten wird dies
durch eine offenere Definition des
Familiennachzugs ermöglicht. Was im
Grunde eine Anpassung an moderne
Lebensformen war – Stichwort regis-
trierte Partnerschaften oder Rechts-
sicherheit nach Scheidungen –, erwies
sich als stark missbrauchsanfällig. Dazu
kam, dass der Gerichtshof der EU eine
restriktive Politik von Mitgliedstaaten
schon mehrmals umgestossen hat.

Gesundheitskosten
Beim Massnahmenpaket des früheren
Gesundheitsministers Pascal Couchepin
gegen die Kostenexplosion im Gesund-
heitswesen verbleiben nahezu alle Dif-
ferenzen bestehen. So hielt der Natio-
nalrat daran fest, dass bei gleicher Eig-
nung für die Patienten preisgünstige
Medikamente zu verordnen und abzu-
geben sind. Hingegen ist er bereit, die
Massnahmen ins ordentliche Recht
überzuführen. Die Vorlage geht ein
letztes Mal in den Ständerat. wab./nn.

Bahnpolizei
Nach dem Nationalrat hat auch der
Ständerat eine neue Gesetzesgrund-
lage für die Sicherheitsdienste im öf-
fentlichen Verkehr einstimmig gutge-
heissen. Eine Privatisierung der Bahn-
polizei ist nicht mehr vorgesehen; dar-
an war zuvor ein erster Entwurf ge-
scheitert. Das Gesetz unterscheidet
nun klar zwischen einer Transportpo-
lizei mit entsprechenden Funktionen
und einem Sicherheitsdienst mit gerin-
geren Kompetenzen. Die Bewaffnung
der Transportpolizei wird dem Bundes-
rat überlassen. Der Ständerat will, dass
die SBB die Transportpolizei gegen
Entgelt auch anderen Unternehmen
zur Verfügung stellen. Mit dieser Diffe-
renz geht die Vorlage zurück an die
grosse Kammer.

Gaskraftwerke
Allfällige Gaskombikraftwerke müssen
ihre CO2-Emissionen vollständig kom-
pensieren, können dies aber bis zu 30
Prozent mit billigeren Klimaschutz-
massnahmen im Ausland tun. Der Stän-
derat hat sich in den letzten Punkten
dem Nationalrat angeschlossen, so dass
die Gesetzesrevision bereit ist für die
Schlussabstimmungen am Freitag. Eine
spezielle Ausnahmebestimmung für
das ehemalige Ölkraftwerk Chavalon
in Bezug auf die Abwärmenutzung
wurde gestrichen. Im Ständerat wurde
jedoch darauf hingewiesen, dass der
Bundesrat bei den Rahmenbedingun-
gen dennoch dem jeweiligen Standort
Rechnung tragen kann.

Gigaliner
Gigaliner – besonders lange und schwe-
re Lastzüge mit bis zu 60 Tonnen Ge-
wicht – sollen auf Schweizer Strassen
nicht verkehren dürfen. Dies entspricht
zwar dem geltenden Gesetz, und auch
das Landverkehrsabkommen mit der
EU verlangt von der Schweiz nichts
anderes. Der Ständerat hat aufgrund
mehrerer Standesinitiativen aber noch
mit einer Motion nachgedoppelt. Nebst
der Gewichtslimite soll auch die maxi-
male Länge von Motorfahrzeugen im
Gesetz geregelt werden. Verkehrsminis-
ter Leuenberger bekräftigte, es gebe
keinerlei Absichten, Gigaliner zuzulas-
sen, und er verglich die Begehren spass-
haft mit dem in der Schweiz praktisch
ebenfalls inexistenten «Burkaproblem».
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BUNDESGERICHT

Güterumschlag ohne
Parkzeitbeschränkung
fel. Lausanne U Wo freie Parkfelder
vorhanden sind, müssen sie zum Güter-
umschlag benützt werden. Dabei ist
eine allfällige Parkgebühr zu bezahlen
oder die Parkscheibe einzustellen. Die
zulässige Parkzeit darf indes so lange
überschritten werden, als es für den
Güterumschlag unumgänglich ist. Nur
wenn dessen Dauer die erlaubte Park-
zeit «deutlich übersteigen sollte», muss
eine Spezialbewilligung eingeholt wer-
den. Das alles ergibt sich aus einem Ur-
teil des Bundesgerichts, das die Zürcher
Strafbehörden zur Vernunft ruft.

Diese hatten die Auffassung vertre-
ten, die Privilegierung des Güterum-
schlags gelte nur in Bezug auf Haltever-
bote. Gemäss dieser Logik dürften nur
dort zeitlich unbeschränkt Güter umge-
schlagen werden, wo keine oder keine
freien Parkplätze vorhanden sind. Diese
Auffassung erscheint dem Bundesge-
richt «zu eng». Das Fahrzeug sei sinn-
vollerweise so nahe abzustellen, wie ein
ungestörter Verkehrsfluss möglich
bleibt. Sind Parkplätze vorhanden, müs-
sen vorab diese benützt werden, doch
darf die reguläre Parkdauer überschrit-
ten werden. Das wird im einstimmigen
Urteil der Strafrechtlichen Abteilung
damit begründet, dass Nachzahlen,
Nachstellen der Kontrollscheibe oder
Umstellen auf ein benachbartes Park-
feld nicht erlaubt sind. Und eine Spe-
zialbewilligung einzuholen, erscheine
für eine eher bescheidene Überschrei-
tung der Parkzeit «nicht sachgerecht».

Urteil 6Bà212/2010 vom 27. 5. 10.

Absage für ein Treffen
mit der UBS

Antwortschreiben der GPK

fon. Bern U Die Geschäftsprüfungs-
kommissionen (GPK) von National-
und Ständerat Räte lehnen das Angebot
der UBS für ein Treffen ab, und zwar
einstimmig.

Wie es in einer Medienmitteilung der
beiden GPK vom Mittwoch heisst, woll-
te die UBS in diesem Gespräch, an dem
auch eine Delegation des Bundesrates
teilnehmen sollte, über die Auslegung
der Empfehlung 19 diskutieren, welche
die GPK in ihrem vor gut zwei Wochen
präsentierten Bericht zur Finanzkrise
formuliert hatten. Darin fordern die
GPK den Bundesrat und die UBS auf,
die bankinternen Vorgänge rund um die
Finanzkrise und das grenzüberschrei-
tende Geschäft der UBS in den USA
durch eine unabhängige Instanz auf-
arbeiten zu lassen. Auch soll Transpa-
renz bezüglich des Verzichts des UBS-
Verwaltungsrates auf straf- und zivil-
rechtliche Verfahren geschaffen wer-
den. Der Ständerat hat die GPK-Forde-
rung diese Woche unterstützt.

Die Geschäftsprüfer sind der Auf-
fassung, dass ihre Empfehlung hin-
reichend klar formuliert ist, um um-
gesetzt zu werden; es sei nicht ihr
Auftrag, dabei aktiv mitzuwirken.
Auch scheinen die beiden Kommissio-
nen um ihre Unabhängigkeit zu fürch-
ten, wenn sie sich mit der UBS auf ent-
sprechende Diskussionen einlassen. In
ihrem Antwortschreiben fordern sie
die Grossbank auf, nun das Gespräch
mit dem Bundesrat zu führen, damit
möglichst schnell Transparenz geschaf-
fen werden kann.

Mannschaft für
Bundespatentgericht

(sda) U Dieter Brändle wird erster Präsi-
dent des Bundespatentgerichts. Die
Vereinigte Bundesversammlung hat
den 59-jährigen Zürcher Handelsrichter
am Mittwoch an die Spitze der neuen
Behörde gewählt. Zweiter hauptamt-
licher Richter wird der 42-jährige Pa-
tentanwalt Tobias Bremi.

Auf Antrag seiner Gerichtskommis-
sion wählte das Parlament ausserdem 20
nebenamtliche Richter mit technischer
und 11 mit juristischer Ausbildung. Es
handelt sich um Experten auf dem Ge-
biet des Patentrechts. Politische Krite-
rien spielten bei der Wahl keine Rolle.
Aus Protest, dass nur gerade eine Frau
für ein Amt am Bundespatentgericht
nominiert worden war, legte die sozial-
demokratische Fraktion leere Stimm-
zettel ein.

Das Bundespatentgericht soll An-
fang Januar des kommenden Jahres
seine Arbeit aufnehmen. Es behandelt
Streitigkeiten über Patente, für welche
bisher kantonale Gerichte zuständig
waren. Deren Richter sind mit der äus-
serst komplexen und spezialisierten Ma-
terie regelmässig überfordert. Fachkrei-
se hatten darum schon länger ein Spe-
zialgericht für patentrechtliche Fälle
gefordert.

Eine Rochade gab es beim Bundes-
verwaltungsgericht: Vizepräsident Mar-
kus Metz (fdp.) wird auf 2011 neuer Prä-
sident. Er folgt auf Christoph Bandli
(svp.), der wegen der Amtszeitbe-
schränkung nach vier Jahren als «ge-
wöhnlicher» Richter am Bundesverwal-
tungsgericht amten wird. Zum Vizeprä-
sidenten wurde Michael Beusch (sp.)
gewählt.


